
Allgemeine Einkaufsbedingungen

Stand Mai 2021

Bergmann Maschinenbau GmbH & Co. KG, 49716 Meppen

§ 1 Allgemeines - Geltungsbereich

1. Die  vorliegenden  Allgemeinen  Einkaufsbedingungen  (AEB)  gelten  für  alle 
Geschäftsbeziehungen  mit  unseren Geschäftspartnern  und  Lieferanten.  Die  AEB 
gelten nur, wenn der Lieferant Unternehmer (§ 14 BGB), eine juristische Person des 
öffentlichen Rechts oder ein öffentlich-rechtliches Sondervermögen ist.

2. Unsere  AEB  gelten  ausschließlich;  entgegenstehende  oder  von  unseren 
Einkaufsbedingungen abweichende Bedingungen des Lieferanten erkennen wir nicht 
an,  es sei denn, wir hätten ausdrücklich schriftlich ihrer Geltung zugestimmt.  Unsere 
Einkaufsbedingungen gelten auch dann, wenn wir in Kenntnis entgegenstehender oder 
von  unseren  Einkaufsbedingungen  abweichender  Bedingungen  des  Lieferanten  die 
Lieferung des Lieferanten vorbehaltlos annehmen.

3. Die  AEB  gelten  insbesondere  für  Verträge  über  den  Verkauf  und/oder  die  Lieferung 
beweglicher Sachen („Ware“), ohne Rücksicht darauf, ob der Lieferant die Ware selbst 
herstellt  oder  bei  Zulieferern  einkauft  (§§  433,  650  BGB).  Sofern  nichts  anderes 
vereinbart,  gelten die AEB  in der zum Zeitpunkt der Bestellung des Käufers gültigen 
bzw.  jedenfalls  in  der  ihm  zuletzt  in  Textform  mitgeteilten  Fassung  als 
Rahmenvereinbarung auch für gleichartige künftige Verträge, ohne dass wir in jedem
Einzelfall wieder auf sie hinweisen müssten.

4. Rechtserhebliche Erklärungen und Anzeigen des Lieferanten in Bezug auf den Vertrag 
(zB Fristsetzung, Mahnung, Rücktritt) sind schriftlich, d.h in Schrift- oder Textform (z.B 
Brief,  E-Mail,  Telefax)  abzugeben.  Gesetzliche  Formvorschriften  und  weitere 
Nachweise insbesondere bei Zweifeln über die Legitimation des Erklärenden bleiben 
unberührt.

5. Hinweise auf die Geltung gesetzlicher Vorschriften haben nur klarstellende Bedeutung.
Auch  ohne  eine  derartige  Klarstellung  gelten  daher  die  gesetzlichen  Vorschriften,
soweit  sie  in  diesen  AEB  nicht  unmittelbar  abgeändert  oder  ausdrücklich 
ausgeschlossen werden

6. Im  Einzelfall  getroffene,  individuelle  Vereinbarungen  mit  dem  Lieferanten 
(einschließlich  Nebenabreden,  Ergänzungen  und  Änderungen)  haben  in  jedem  Fall 
Vorrang  vor  diesen  AEB.  Für  den  Inhalt  derartiger  Vereinbarungen  ist,  vorbehaltlich 
des  Gegenbeweises,  ein  schriftlicher  Vertrag  bzw.  unsere  schriftliche  Bestätigung
maßgebend

§ 2 Angebot – Angebotsunterlagen - Vertragsschluss

1. An  das  Angebot  für  den  Abschluss  eines  Kaufvertrages  (Bestellung)  sind  wir  zwei 
Wochen gebunden. Der Lieferant kann nur innerhalb dieser zwei Wochen das Angebot



durch schriftliche Erklärung mit dem Mindestinhalt Preis, Menge und Lieferzeit
(Auftragsbestätigung) uns gegenüber annehmen.

2. Der Lieferant ist gehalten, unsere Bestellung innerhalb einer Frist von 3 Wochen
schriftlich zu bestätigen oder insbesondere durch Versendung der Ware vorbehaltlos
auszuführen (Annahme)

3. Bestellungen und Lieferabrufe sowie ihre Änderungen und Ergänzungen sind schriftlich
zu erteilen. Nebenabreden und Änderungen der Bestellung/des Auftrages
einschließlich dieses Schriftformgebotes bedürfen zu ihrer Wirksamkeit ebenfalls der
Schriftform, es sei denn, sie wurden nachweislich zwischen den Parteien
ausgehandelt.

4. An Abbildungen, Zeichnungen, Berechnungen und sonstigen Unterlagen behalten wir
uns Eigentums- und Urheberrechte vor; sie dürfen Dritten ohne unsere ausdrückliche
schriftliche Zustimmung nicht zugänglich gemacht werden. Sie sind ausschließlich für
die Fertigung auf Grund unserer Bestellung zu verwenden; nach Abwicklung der
Bestellung sind sie uns unaufgefordert zurückzugeben. Dritten gegenüber sind sie
geheim zu halten, insoweit gilt ergänzend die Regelung von § 11.

§ 3 Preise - Zahlungsbedingungen

1. Der in der Bestellung ausgewiesene Preis ist bindend. Mangels abweichender
schriftlicher Vereinbarung schließt der Preis Lieferung „geliefert, Zoll bezahlt“
(Delivered Duty Paid, Incoterm 2020) Essener Straße 7, 49716 Meppen einschließlich
Verpackung ein. Die Rückgabe der Verpackung bedarf besonderer Vereinbarung.

2. Die gesetzliche Umsatzsteuer ist im Preis enthalten.

3. In sämtlichen Auftragsbestätigungen, Lieferpapieren und Rechnungen sind unsere
Bestellnummer, die Artikel-Nr., Liefermenge und Lieferanschrift anzugeben. Sollten
eine oder mehrere dieser Angaben fehlen und sich dadurch im Rahmen unseres
normalen Geschäftsverkehrs die Bearbeitung durch uns verzögern, verlängern sich die
in Abs. 4 genannten Zahlungsfristen um den Zeitraum der Verzögerung.

4. Wir bezahlen, sofern nichts anderes schriftlich vereinbart ist, den Kaufpreis innerhalb
von 14 Tagen, gerechnet ab Lieferung und Rechnungserhalt, mit 3 % Skonto oder
innerhalb von 30 Tagen nach Rechnungserhalt netto.

5. Aufrechnungs- und Zurückbehaltungsrechte stehen uns in gesetzlichem Umfang zu.

6. Bei Zahlungsverzug schulden wir Verzugszinsen iHv. fünf Prozentpunkten über dem
Basiszinssatz gem. § 247 BGB.

§ 4 Lieferzeit

1. Die in der Bestellung angegeben Lieferzeit ist bindend. Insbesondere ist der Vorbehalt
der rechtzeitigen Selbstbelieferung ausgeschlossen. Maßgebend für die Einhaltung der
Lieferfrist bzw. des Liefertermins ist der Eingang der Ware am in der Bestellung bzw.
im Vertrag genannten Empfangsort. Vorzeitige Lieferungen sind nicht zulässig.



2. Der Lieferant ist verpflichtet, uns unverzüglich schriftlich in Kenntnis zu setzen, wenn
Umstände eintreten oder ihm erkennbar werden, aus denen sich ergibt, dass die
bedungene Lieferzeit nicht eingehalten werden kann.

3. Wir sind berechtigt, bei Lieferverzögerungen nach vorheriger schriftlicher Androhung
gegenüber dem Lieferanten für jede angefangene Woche des Lieferverzugs eine
Vertragsstrafe iHv 0,5 %, maximal 5 %, des jeweiligen Auftragswerts zu verlangen. Die
Vertragsstrafe ist auf den vom Lieferanten zu ersetzenden Verzugsschaden
anzurechnen. Weitergehende Ansprüche und Rechte bleiben vorbehalten. Sowohl uns
als auch dem Lieferanten bleibt außerdem vorbehalten, den Nichtanfall oder den Anfall
eines niedrigeren oder höheren Schadens nachzuweisen.

4. Die vorbehaltlose Annahme der verspäteten Lieferung enthält keinen Verzicht auf die
uns wegen der verspäteten Lieferung zustehenden Ansprüche.

5. Teillieferungen sind grundsätzlich unzulässig, es sei denn, wir haben ihnen
ausdrücklich zugestimmt und sie sind uns zumutbar. Lieferungen vor dem vereinbarten
Liefertermin sind nur dann zulässig, wenn wir ausdrücklich zugestimmt haben. Bei
Lieferung vor dem vereinbarten Liefertermin beginnt die Zahlungsfrist dennoch erst am
Tage des ursprünglich vereinbarten Liefertermins.

6. Verschlechtert sich die wirtschaftliche Lage des Lieferanten während der Laufzeit der
Bestellung auf eine Weise, die die Erfüllung des Vertrags ernstlich gefährdet, stellt er
seine Zahlungen (auch vorübergehend) ein, wird gegen ihn ein Antrag auf Eröffnung
des Insolvenzverfahrens gestellt und  wird die Durchführung des Insolvenzverfahrens
mangels Masse abgelehnt, so sind wir berechtigt, für den nicht erfüllten Teil vom
Vertrag zurückzutreten. Wir sind zum vollständigen Rücktritt berechtigt, soweit die
Teilerfüllung für uns ohne Interesse ist.

§ 5 Gefahrübergang - Dokumente

1. Die Lieferung hat, sofern nichts anderes schriftlich vereinbart ist, „geliefert, Zoll bezahlt“
(Delivered Duty Paid, Incoterm 2020) Essener Straße 7, 49716 Meppen zu erfolgen.

2. Der Lieferant ist verpflichtet, auf allen Versandpapieren und Lieferscheinen exakt
unsere Bestellnummer und die Artikel-Nr. anzugeben; unterlässt er dies, so sind
Verzögerungen in der Bearbeitung nicht von uns zu vertreten.

3. Die Gefahr geht, auch wenn Versendung vereinbart worden ist, erst auf uns über, wenn
uns die Ware an dem vereinbarten Bestimmungsort übergeben wird.

§ 6 Mängeluntersuchung - Mängelhaftung

1. Für unsere Rechte bei Sach- und Rechtsmängeln der Ware (einschließlich Falsch- und
Minderlieferung sowie unsachgemäßer Montage, mangelhafter Montage-, Betriebs-
oder Bedienungsanleitung) und bei sonstigen Pflichtverletzungen durch den Verkäufer
gelten die gesetzlichen Vorschriften, soweit nachfolgend nichts anderes bestimmt ist.

2. Für die kaufmännische Untersuchungs- und Rügepflicht gelten die gesetzlichen
Vorschriften (§§ 377, 381 HGB) mit folgender Maßgabe: Unsere Untersuchungspflicht
beschränkt sich auf Mängel, die bei unserer Wareneingangskontrolle unter äußerlicher



Begutachtung einschließlich der Lieferpapiere offen zu Tage treten (zB
Transportbeschädigungen, Falsch- und Minderlieferung) oder bei unserer
Qualitätskontrolle im Stichprobenverfahren erkennbar sind. Soweit eine Abnahme
vereinbart ist, besteht keine Untersuchungspflicht. Im Übrigen kommt es darauf an,
inwieweit eine Untersuchung unter Berücksichtigung der Umstände des Einzelfalls
nach ordnungsgemäßem Geschäftsgang tunlich ist. Unsere Rügepflicht für später
entdeckte Mängel bleibt unberührt. Unbeschadet unserer Untersuchungspflicht gilt
unsere Rüge (Mängelanzeige) jedenfalls dann als unverzüglich und rechtzeitig, wenn
sie innerhalb von 5 Arbeitstagen ab Entdeckung bzw., bei offensichtlichen Mängeln, ab
Lieferung abgesendet wird.

3. Der Lieferant gewährleistet, dass seine Lieferungen und Leistungen einschließlich
deren Kennzeichnung allen gesetzlichen Bestimmungen, behördlichen Vorschriften
und Handelsbräuchen in der Bundesrepublik Deutschland und den EU-Normen
entsprechen und nicht gegen Rechte Dritter, insbesondere gewerbliche Schutzrechte
Dritter, verstoßen und auch nicht mit Rechten Dritter belastet sind. Das gilt
insbesondere auch für Waren ausländischer Herkunft.

4. Der Lieferant garantiert, dass die Ware in Form, Aufmachung, Verpackung und
Qualität den anerkannten Regeln der Technik sowie allen Schutz- und
Unfallverhütungsvorschriften entspricht.

5. Soweit uns auf Grund eigener Garantiezusagen gegenüber unseren Abnehmern oder
den Endkunden auf Grund von Nicht-, Teil-, mangelhafter oder Falsch-Lieferung
Schäden entstehen, die von dem Lieferanten zu vertreten sind, hat der Lieferant uns
jeden Schaden zu ersetzen. Der zu ersetzende Schadensersatzanspruch umfasst auch
die nach Recht und Gesetz anerkannten Ansprüche wegen Folgeschäden,
insbesondere den Ersatz entgangenen Gewinns.

6. Die gesetzlichen Mängelansprüche stehen uns im Übrigen ungekürzt zu. Wir sind in
jedem Fall berechtigt, vom Lieferanten nach unserer Wahl Mangelbeseitigung oder
Lieferung einer neuen Sache zu verlangen. In diesem Fall ist der Lieferant verpflichtet,
alle zum Zweck der Mangelbeseitigung oder der Nachlieferung erforderlichen
Aufwendungen zu tragen. Bei Gefahr im Verzug oder im Falle hoher Eilbedürftigkeit
sind wir berechtigt, die Mangelbeseitigung auf Kosten des Lieferanten selbst
vorzunehmen. Das Recht auf Schadensersatz, insbesondere das Recht auf
Schadensersatz statt der Leistung, bleibt ausdrücklich vorbehalten.

7. Zur Nacherfüllung gehört auch der Ausbau der mangelhaften Ware und der erneute
Einbau, sofern die Ware ihrer Art und ihrem Verwendungszweck gemäß in eine andere
Sache eingebaut oder an eine andere Sache angebracht wurde; unser gesetzlicher
Anspruch auf Ersatz entsprechender Aufwendungen bleibt unberührt. Die zum Zwecke
der Prüfung und Nacherfüllung erforderlichen Aufwendungen trägt der Verkäufer auch
dann, wenn sich herausstellt, dass tatsächlich kein Mangel vorlag. Unsere
Schadensersatzhaftung bei unberechtigtem Mängelbeseitigungsverlangen bleibt
unberührt; insoweit haften wir jedoch nur, wenn wir erkannt oder grob fahrlässig nicht
erkannt haben, dass kein Mangel vorlag.

8. Die Gewährleistung bezieht sich auch in vollem Umfang auf Teile von Unterlieferanten
des Lieferanten.



9. Mängelansprüche – gleich aus welchem Rechtsgrund – verjähren 36 Monate nach
Gefahrübergang. Längere gesetzliche Verjährungsfristen bleiben hiervon unberührt.

10. Erfüllt der Lieferant seine Nacherfüllungsverpflichtung durch Ersatzteillieferung, so
beginnt für die als Ersatz gelieferte Ware nach deren Ablieferung die Verjährungsfrist
neu zu laufen. .

§ 7 Produkthaftung – Freistellung – Haftpflichtversicherungsschutz

1. Ist der Lieferant für einen Produktschaden verantwortlich, hat er uns insoweit von
Ansprüchen Dritter freizustellen, als die Ursache in seinem Herrschafts- und
Organisationsbereich gesetzt ist und er im Außenverhältnis selbst haftet.

2. Im Rahmen seiner Freistellungsverpflichtung hat der Lieferant Aufwendungen gem. §§
683, 670 BGB zu erstatten, die sich aus oder im Zusammenhang mit einer
Inanspruchnahme Dritter einschließlich von uns durchgeführter Rückrufaktionen
ergeben. Über Inhalt und Umfang von Rückrufmaßnahmen werden wir den Lieferanten
– soweit möglich und zumutbar – unterrichten und ihm Gelegenheit zur Stellungnahme
geben. Weitergehende gesetzliche Ansprüche bleiben unberührt.

3. Der Lieferant verpflichtet sich auf eigene Kosten, eine Produkthaftpflicht-Versicherung
mit einer Deckungssumme von EUR 10 Mio. pro Personenschaden/Sachschaden zu
unterhalten. Stehen uns weitergehende Schadensersatzansprüche zu, so bleiben
diese unberührt. Der Lieferant hat uns auf Anfordern einen Deckungsnachweis
vorzulegen.

§ 8 Schutzrechte Dritter

1. Der Lieferant gewährleistet, dass durch seine Lieferung/Leistung und ihre Verwertung
keine Patente oder sonstige Schutzrechte Dritter im In- und Ausland verletzt werden.
Der Lieferant stellt uns auf erstes Anfordern von allen aus einer behaupteten etwaigen
Rechtsverletzung sich ergebenden Ansprüchen Dritter frei und ersetzt uns alle zur
Abwendung erforderlichen Aufwendungen. Bei Verstoß gegen Rechte Dritter sind wir
auf Kosten des Lieferanten zur gerichtlichen Klärung der behaupteten
Rechtsverletzung berechtigt, aber nur dann verpflichtet, wenn der Lieferant uns die
dafür zu erwartenden Kosten im Voraus zur Verfügung stellt.

2. Ist die Verwertung der Lieferung durch bestehende Schutzrechte Dritter beeinträchtigt,
so hat der Lieferant auf seine Kosten entweder die entsprechende Genehmigung zu
erwerben oder die betroffenen Teile der Lieferung so zu ändern oder auszutauschen,
dass der Verwertung keine Schutzrechte Dritter mehr entgegenstehen und diese
zugleich den vertraglichen Vereinbarungen entspricht.

§ 9 Eigentumsvorbehalt – Beistellung – Werkzeuge

1. Sofern wir Teile beim Lieferanten beistellen, behalten wir uns hieran das Eigentum vor.
Verarbeitung oder Umbildung durch den Lieferanten werden für uns vorgenommen.
Wird unsere Vorbehaltsware mit anderen, uns nicht gehörenden Gegenständen
verarbeitet, so erwerben wir das Miteigentum an der neuen Sache im Verhältnis des



Wertes unserer Sache (Einkaufspreis zuzüglich MwSt) zu den anderen verarbeiteten
Gegenständen zur Zeit der Verarbeitung.

2. Wird die von uns beigestellte Sache mit anderen, uns nicht gehörenden Gegenständen
untrennbar vermischt, so erwerben wir das Miteigentum an der neuen Sache im
Verhältnis des Wertes der Vorbehaltssache (Einkaufspreis zuzüglich MwSt) zu den
anderen vermischten Gegenständen zum Zeitpunkt der Vermischung. Erfolgt die
Vermischung in der Weise, dass die Sache des Lieferanten als Hauptsache anzusehen
ist, so gilt als vereinbart, dass der Lieferant uns anteilsmäßig Miteigentum überträgt;
der Lieferant verwahrt das Alleineigentum oder das Mieteigentum für uns.

3. An Werkzeugen behalten wir uns das Eigentum vor; der Lieferant ist verpflichtet, die
Werkzeuge ausschließlich für die Herstellung der von uns bestellten Waren
einzusetzen. Der Lieferant ist verpflichtet, die uns gehörenden Werkzeuge zum
Neuwert auf eigene Kosten gegen Feuer-, Wasser- und Diebstahlschäden zu
versichern. Gleichzeitig tritt der Lieferant uns schon jetzt alle
Entschädigungsansprüche aus dieser Versicherung ab; wir nehmen die Abtretung
hiermit an. Der Lieferant ist verpflichtet, an unseren Werkzeugen etwa erforderliche
Wartungs- und Inspektionsarbeiten sowie alle Instandhaltungs- und
Instandsetzungsarbeiten auf eigene Kosten rechtzeitig durchzuführen. Etwaige
Störfälle hat er uns sofort anzuzeigen; unterlässt er dies schuldhaft, so bleiben
Schadensersatzansprüche unberührt.

4. Soweit die uns gem. Ziff. 1 und oder Ziff. 2 zustehenden Sicherungsrechte den
Einkaufspreis aller unserer noch nicht bezahlten Vorbehaltswaren um mehr als 10%
übersteigen, sind wir auf Verlangen der Lieferanten zur Freigabe der Sicherungsrechte
nach unserer Wahl verpflichtet.

§10 Lieferantenregress

1. Unsere gesetzlich bestimmten Regressansprüche innerhalb einer Lieferkette
(Lieferantenregress gemäß §§ 445a, 445b, 478 BGB) stehen uns neben den
Mängelansprüchen uneingeschränkt zu. Wir sind insbesondere berechtigt, genau die
Art der Nacherfüllung (Nachbesserung oder Ersatzlieferung) vom Verkäufer zu
verlangen, die wir unserem Abnehmer im Einzelfall schulden. Unser gesetzliches
Wahlrecht (§ 439 Abs. 1 BGB) wird hierdurch nicht eingeschränkt.

2. Bevor wir einen von unserem Abnehmer geltend gemachten Mangelanspruch
(einschließlich Aufwendungsersatz gemäß §§ 445a Abs. 1, 439 Abs. 2 und 3 BGB)
anerkennen oder erfüllen, werden wir den Verkäufer benachrichtigen und unter kurzer
Darlegung des Sachverhalts um schriftliche Stellungnahme bitten. Erfolgt eine
substantiierte Stellungnahme nicht innerhalb angemessener Frist und wird auch keine
einvernehmliche Lösung herbeigeführt, so gilt der von uns tatsächlich gewährte
Mangelanspruch als unserem Abnehmer geschuldet. Dem Verkäufer obliegt in diesem
Fall der Gegenbeweis.

3. Unsere Ansprüche aus Lieferantenregress gelten auch dann, wenn die mangelhafte
Ware durch uns oder einen anderen Unternehmer, zB durch Einbau in ein anderes
Produkt, weiterverarbeitet wurde.



§ 11 Geheimhaltung

1. Der Lieferant ist verpflichtet, alle im Rahmen der Auftragsbeziehung von uns
überlassenen Informationen geheim zu halten und diese Informationen ausschließlich
für die Zwecke der jeweiligen Auftragsabwicklung zu nutzen. Der Lieferant darf diese
Informationen Dritten nicht weitergeben oder zugänglich machen, ausgenommen
hiervon ist die Weitergabe an Mitarbeiter, Beauftragte und Berater, die mit den
Vorgängen befasst sind und die die vertraulichen Informationen für ihre Tätigkeit
unbedingt benötigen. Der Lieferant gewährleistet und steht dafür ein, dass diese
Vereinbarung auch von diesen Personen beachtet wird; er wird sie im gleichem Maße
verpflichten.

2. Vertrauliche Informationen im Sinne dieser AEB sind alle Informationen, Vermerke,
Dokumente, Datenträger, Zeichnungen, Muster und sonstige Unterlagen, unabhängig
davon, ob sie mündlich, schriftlich, elektronisch oder in sonstiger Weise übermittelt
werden, die der Lieferant im Hinblick auf die Geschäftsbeziehung zu uns und ihre
Anbahnung sowie auf die jeweilige Auftragsabwicklung erhält sowie alle schriftlichen
oder sonstigen Informationen, Dokumente und Unterlagen, die Informationen über
Grundlagen, Arbeitsweisen, Herstellung, Neuentwicklungen, Verbesserungen, Ideen,
Ziele, Kundendaten und sonstige Details und Informationen von und über uns
enthalten. Darüber hinaus gehören zu den vertraulichen Informationen die
Informationen über die Geschäftsbeziehung zwischen den Parteien, deren Umfang
sowie deren konkrete Ausgestaltung.

3. Die Geheimhaltungsvereinbarung gilt nicht für Informationen, welche

zum Zeitpunkt der Offenbarung

• allgemein bekannt sind;

• veröffentlicht sind;

• zum allgemeinen Fachwissen gehören;

• allgemeiner Stand der Technik sind;

• dem Lieferanten individuell bekannt sind. Der Lieferant wird uns über solche
vorherige individuelle Kenntnis schriftlich

informieren;

nach dem Zeitpunkt der Offenbarung

• allgemein bekannt werden ohne ein die Vertraulichkeitsvereinbarung
verletzendes Zutun des Lieferanten;

• dem Lieferanten von Dritten individuell bekannt gemacht werden, ohne dass
diese Dritten eine

Vertraulichkeitsverpflichtung der vertraulichen Informationen verletzen;

• von dem Lieferanten selbständig und unabhängig von den vertraulichen
Informationen erkannt oder entwickelt werden;



• von uns schriftlich der Öffentlichkeit bekannt gegeben werden;

• zwingenden gesetzlichen Vorschriften entsprechend offenbart werden müssen.

4. Für den Fall, dass der Lieferant gesetzlich verpflichtet sein sollte, vertrauliche
Informationen gegenüber Dritten zu offenbaren, wird er dies vorher uns gegenüber,
unverzüglich nachdem er selbst Kenntnis von dieser Verpflichtung erlangt hat,
anzeigen. Der Lieferant wird nur jenen Teil der vertraulichen Informationen an Dritte
weitergeben oder veröffentlichen, die der Lieferant nach den einschlägigen rechtlichen
Vorschriften weiterzugeben oder zu veröffentlichen verpflichtet ist.

5. Dokumente und sonstige Unterlagen mit vertraulichen Informationen, die an den
Lieferanten übergeben werden, sind auf erstes Verlangen zurückzugeben. Dies gilt
auch für Kopien aller Art. Von dem Lieferanten erstellte oder weiter verarbeitete
Unterlagen mit solchen vertraulichen Informationen sind auf Verlangen zu vernichten
und die Vollständigkeit von Rückgabe und Vernichtung schriftlich zu bestätigen.

6. Die Geheimhaltungsverpflichtung gilt auch nach Beendigung der Zusammenarbeit
bzw. des Auftrages weiter, solange die erhaltenen Informationen nicht ohne
Verschulden des Lieferanten, seiner Mitarbeiter, Berater oder sonstiger von dem
Lieferanten in irgendeiner Art und Weise beauftragter Personen offenkundig geworden
sind, wofür dieser die Beweislast trägt.

7. Für jeden Fall der schuldhaften Zuwiderhandlung gegen die vorstehenden
Geheimhaltungsverpflichtungen verpflichtet sich der Lieferant zur Zahlung einer von
uns nach billigem Ermessen festzusetzenden, im Streitfall von der zuständigen
Gerichtsbarkeit zu überprüfender Vertragsstrafe. Die Geltendmachung eines
weitergehenden Schadens, jedoch unter vollständiger Anrechnung der Vertragsstrafe,
bleibt unberührt.

12. Haftung Kartellverstoß

1. War der Lieferant nachweislich an einer nach europäischem oder nationalem Recht
unzulässigen Wettbewerbsbeschränkung beteiligt, die die von uns bezogene Leistung
betraf, steht uns ein pauschalierter Anspruch auf Schadensersatz für den Zeitraum der
nachgewiesenen Beteiligung an der Zuwiderhandlung („Relevanter Zeitraum“) zu.

2. Der pauschalierte Schadensersatzanspruch beträgt bei nachgewiesenen Preis- und
Kundenabstimmungen 5 % des Umsatzes bezogen auf die kartellbefangenen
Leistungen von Lieferanten an uns im Relevanten Zeitraum.

3. Der pauschalierte Schadensersatzanspruch beträgt bei unzulässigem
Informationsaustausch 0,3 % des Umsatzes bezogen auf die kartellbefangenen
Leistungen von Lieferanten an uns im Relevanten Zeitraum, maximal jedoch EUR
25.000,-.

4. Dem Lieferanten bleibt es unbenommen, einen niedrigeren Schaden nachzuweisen.
Es bleibt uns unbenommen, weitergehende Schadensersatzansprüche geltend zu
machen.



5. Die Schadensersatzverpflichtung gilt auch, wenn die Geltungsdauer des Vertrags zum
Zeitpunkt der Geltendmachung der An-sprüche bereits abgelaufen oder der Vertrag
gekündigt worden ist.

6. Die Beteiligung an einer unzulässigen Wettbewerbsbeschränkung wird durch eine
rechtskräftige Entscheidung einer Behörde oder eines Gerichts oder durch den
Abschluss eines entsprechenden Vergleichs nachgewiesen.

§ 13 Zusicherung der Einhaltung des §1 MiLoG und sonstiger Vorschriften

Der Lieferant sichert zu, dass sämtliche bei ihm beschäftigen Arbeitskräfte mindestens in
Übereinstimmung mit den Vorgaben §§1,2 und 20 des Mindestlohngesetzes sowie sonstiger
Rechtsvorschriften und Tarifverträge, für deren Einhaltung der Auftraggeber nach § 14
Arbeitnehmerentsendegesetz und/oder sonstigen vergleichbaren Vorschriften haftet, bezahlt
werden.

§ 14 Gefahrenübergang – REACH – Dokumente

Der Lieferant steht dafür ein, dass seine Lieferungen den Bestimmungen der Verordnung EG
1907/2006 zur Registrierung, Bewertung, Zulassung und Beschränkung chemischer Stoffe
(REACH – Verordnung) entsprechen. Die in den Produkten des Lieferanten enthaltenen Stoffe
sind, soweit unter den Bestimmungen REACH – Verordnung erforderlich, vorregistriert bzw.
nach Ablauf der Übergangsfristen registriert, sofern der Stoff nicht von der Registrierung
ausgenommen ist. Der Lieferant stellt entsprechend der Bestimmung der REACH –
Verordnung Sicherheitsdatenblätter bzw. die gem. Art. 32 – REACH – Verordnung
erforderlichen Informationen zur Verfügung. Auf Anfrage teilt er uns außerdem die
Informationen nach Art. 33 REACH – Verordnung mit.

§ 15 Energieeffizienz

Die bestellten Produkte und Dienstleistungen sind nach rechtlichen Rahmen und Normen der
Energieeffizienz auszulegen. Wir erwarten eine umweltgerechte und energieeffiziente
Herstellung der Produkte. Lieferanten, die nach DIN EN ISO 14001 od. EMAS und DIN EN
16001 zertifiziert sind, werden bevorzugt.

§ 16 Erfüllungsort - Gerichtsstand – Anzuwendendes Recht

1. Erfüllungsort für alle Lieferungen und Leistungen ist der von uns bestimmte Ort der
Übergabe bzw. Abnahme.

2. Es gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland unter Ausschluss der V
erweisungsnormen des Deutschen Internationalen Privatrechts und des UN-
Kaufrechts.

3. Ist der Verkäufer Kaufmann iSd Handelsgesetzbuchs, juristische Person des
öffentlichen Rechts oder ein öffentlich-rechtliches Sondervermögen, ist
ausschließlicher – auch internationaler –Gerichtsstand für alle sich aus dem



Vertragsverhältnis ergebenden Streitigkeiten unser Geschäftssitz in Meppen.
Entsprechendes gilt, wenn der Verkäufer Unternehmer iSv § 14 BGB ist. Wir sind
jedoch in allen Fällen auch berechtigt, Klage am Erfüllungsort der Lieferverpflichtung
gemäß diesen AEB bzw. einer vorrangigen Individualabrede oder am allgemeinen
Gerichtsstand des Verkäufers zu erheben. Vorrangige gesetzliche Vorschriften,
insbesondere zu ausschließlichen Zuständigkeiten, bleiben unberührt.


